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Vorschlag für eine Richtiinie des Rates zur Änderung der Ersten Richtlinie 

73/239/EWG und der Zweiten Richtiinie des Rates 88/357/EWG 

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaitungsvorschriften 

für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) 

und zur Erieichterung der tatsächiichen Ausübung des freien Dienstieistungs- 

verkehrs sowie zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG, insbesondere bezüglich 

der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 

- Kom(88) 791 endg. - SYN 179 - 
»Rats-Dok. Nr. 4095/89« 


A. Problem 

Der Richtlinienvorschlag zielt darauf ab, die Dienstleistungsfrei- 
heit in der Europäischen Gemeinschaft auch im Bereich der Kraft- 
fahrzeug-Haftpflichtversicherung und der Kraftfahrzeug-Kasko- 
versicherung zu ermöghchen. 

B. Lösung 

Die Zielsetzung des Richtlinienvorschlags wird begrüßt, die kon- 
krete Ausgestaltung jedoch abgelehnt. 

Einstimmigkeit im Ausschuß bei Enthaltung der Fraktion DIE 
GRÜNEN. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 
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Beschlußempfehlung 


1. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Zielsetzung des Richtli- 
nienvorschlags, die Voraussetzungen für einen freien Dienstlei- 
stungsverkehr auch im Bereich der Kraftfahrzeug-Haftpflicht- 
versicherung zu schaffen. 

2. Für den freien Dienstleistungsverkehr in diesem Bereich ist es 
jedoch nicht erforderlich, die in der Zweiten Schadensversiche- 
rungsrichtlinie vom 22. Juni 1988 getroffene Differenzierung 
zwischen industriellen Großrisiken und sonstigen Massenrisi- 
ken auf die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung zu übertra- 
gen. 

3. Gegen die Einführung dieser Unterscheidung in der Kraftfahr- 
zeug-Haftpflichtversicherung bestehen im Gegenteil schwer- 
wiegende Bedenken: 

— Die Unterscheidung ist systemwidrig, weü die an das zuge- 
lassene Kraftfahrzeug gebundene Kraftfahrzeug-Haft- 
pflichtversicherung nicht ein industrielles Risiko, sondern 
immer ein sich aus der Teilnahme am allgemeinen Straßen- 
verkehr ergebendes Massenrisiko ist. 

— Die Unterscheidung läuft dem vorrangigen Zweck der Kraft- 
fahrzeug-Haftpflichtversicherung, unter allen Umständen 
den Schutz des Verkehrsopfers zu garantieren, zuwider. 

— Die Unterscheidung zwingt zur Aufgabe des Systems der 
Tarifgenehmigung, was nicht nur eine Subventionierung 
von Großrisiken durch überhöhte Prämien für Massenge- 
schäfte zur Folge haben könnte, sondern insgesamt eine 
Neuordnung des Kraftfahrzeugpflichtversicherungsrechts 
notwendig machen würde. 

4. Demgegenüber bestehen im Bereich der Kraftfahrzeug-Kasko- 
versicherung keine Bedenken gegen die Differenzierung zwi- 
schen Groß- und Massenrisiken. 

5. Der Deutsche Bundestag schließt sich im übrigen den Bedenken 
und Empfehlungen des Bundesrates (Beschluß vom 2. Juni 1989 
— BR-Drucksache 71/89), insbesondere zur Stellung des Reprä- 
sentanten für die Schadensregulierung, an. 

6. Vor diesem Hintergrund fordert der Deutsche Bundestag die 
Bundesregierung auf, dem Richtlinienvorschlag in seiner jetzi- 
gen Fassung nicht zuzustimmen. 


Bonn, den 12. März 1990 


Der Rechtsausschuß 


Helmrich 

Vorsitzender 


Hörster Stiegler 

Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Ersten Richtlinie des Rates 73/239/EWG 
und der Zweiten Richtlinie des Rates 88/357/EWG zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) 
und zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs 
sowie zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG, insbesondere bezüglich der Kraftfahrzeug- 
Haftpflichtversicherung 


Begründung 

I. Einleitung und Vorgeschichte 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag dient haupt- 
sächhch dazu, die Kraftfahrt-Haftpfhchtversicherung 
(auch als „ Kraftfahrzeug- Haftpflichtversicherung " 
bezeichnet) in den Rahmen einzufügen, der mit der 
zweiten Richtlinie des Rates 88/357/EWG zur Koordi- 
nierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebens- 
versicherung) und zur Erleichterung der tatsächlichen 
Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs sowie 
zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG geschaf- 
fen wurde. Die Richtliiüe 88/357/EWG, nachstehend 
als Zweite Richüinie bezeichnet, wurde am 22. Juni 
1988 verabschiedet und soll im Juli 1990 in Kraft tre- 
ten. 

Als die Zweite Richtlinie verabschiedet wurde, gab 
die Kommission zu Protokoll, sie beabsichtige, so bald 
wie möghch einen spezifischen weiteren Vorschlag 
zum freien Dienstleistungsverkehr im Bereich der 
Kraftfahrt-Haftpfhchtversicherung vorzulegen. 

Ein solcher Vorschlag ist auch in dem Programm im 
Anhang zum Weißbuch zur Vollendung des Binnen- 
marktes vorgesehen. Nach dem — geänderten — 
Zeitplan soll die Kommission bis Ende 1988 einen Vor- 
schlag zum freien Dienstleistungsverkehr im Bereich 
der Kraftf ahrt-Haftpfhchtversicherung verabschieden 
und dem Rat unterbreiten. 

Mit der Zweiten Richtlinie sind einige Bestimmun- 
gen der ersten Nichtlebensversicherungsrichtlinie 
(73/239/EWG — der „ersten Richtlinie "') 2) geändert 
worden. 

Mit dem vorliegenden Richtlinienvorschlag, der nicht 
nur die Pflicht-Kraftfahrthaftpfhchtversicherung, son- 
dern auch die freiwilhge Kraftfahrtversicherung (im 
wesentlichen gegen Beschädigung oder Diebstahl des 
eigenen Fahrzeugs des Versicherten) betrifft, werden 
einige Bestimmungen sowohl der Ersten als auch der 
Zweiten Richüinie geändert. 

Der Inhalt der Zweiten Richtlinie spiegelt genau den 
Tenor der Urteile des Gerichtshofs wider, die am 
4. Dezember 1986 in vier Versicherungs-Rechtssa- 


1) ABI. Nr. L 172 vom 4. Juü 1988, S. 1. 

2) ABI. Nr. L 228 vom 16. August 1973, S. 3. 


chen ergangen sind. Mit diesen Urteilen wurde ein 
langewährender Konflikt in der ganzen Frage des 
freien Dienstleistungsverkehrs im Versicherungswe- 
sen beendet. 

Die Feststellungen des Gerichtshof lassen sich wie 
folgt zusammenfassen: 

— Mit dem Erfordernis einer Niederlassung im Kon- 
text eines grenzüberschreitenden freien Dienstlei- 
stungsverkehrs wird diese im Vertrag niederge- 
legte Freiheit negiert, und dieses Erfordernis läuft 
somit dem Gemeinschaftsrecht zuwider; 

— doch ist die Versicherung im allgemeinen ein sen- 
sitiver Bereich, in dem der Versicherungsnehmer 
oder Versicherte eines solchen Grades an Schutz 
bedarf, daß nach dem derzeitigen Stand des 
Gemeinschaftsrechts (d. h. bis zu einer weiteren, 
detaillierten Harmonisierung) der Staat, in dem 
Versicherungsdienstleistungen erbracht werden 
(d. h. in dem das zu deckende Risiko belegen ist) 
vom Versicherer eine Zulassung verlangen kann; 
diese Zulassung kann an die Vorschrift geknüpft 
sein, daß der Versicherer einen großen Teil der 
Aufsichtsregeln des betreffenden Staates, ein- 
schheßlich der Regeln über die technischen Rück- 
stellungen und über die allgemeinen und besonde- 
ren Vertragsbedingungen, einzuhalten hat; 

— doch ist ein solcher Schutz nicht in allen Fällen in 
gleichem Maße notwendig, und es kann Fälle ge- 
ben, wo er überhaupt nicht erforderlich ist; in die- 
sen Fällen sind das Erfordernis der Zulassung und 
alles, was damit zusammenhängt, nicht notwen- 
dig. 

Nach den Urteilen des Gerichtshofs wurde die Arbeit 
an dem Vorschlag für eine Richtlinie über den freien 
Dienstleistungsverkehr im Bereich der Nichtlebens- 
versicherung wieder aufgenommen. Das Ergebnis ist 
die Zweite Richtlinie vom 22. Juni 1988. 

In der Zweiten Richtlinie sind zwei unterschiedliche 
Regelungen vorgesehen. Bei „Großrisiken" erfolgt 
die Regelung zum größten Teil durch den Staat, in 
dem der Versicherer niedergelassen ist („Herkunfts- 
land-Kontrolle"), während bei „Massenrisiken" (klei- 
nere Versicherungsnehmer) der Staat, in dem das Ri- 
siko belegen ist, unter bestimmten Voraussetzungen 
eine Zulassung verlangen und die damit zusammen- 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramts vom 20. Februar 1989 — 121 — 680 70 — E — 
Ve 186/89. 
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hängenden, ziemlich lästigen Kontrollen vorschreiben 
kann, von denen der Gerichtshof gesprochen hatte. 

Ab 1. Januar 1993 werden als „Großrisiken" gelten: 

— Transportrisiken (ohne Schwellen); 

— Kredit- und Kautionsrisiken (ohne Schwellen, aber 
unter der Bedingung, daß der Versicherungsneh- 
mer eine Erwerb Stätigkeit im industriellen oder 
gewerbhchen Sektor oder eine freiberufliche Tä- 
tigkeit ausübt); 

— Feuer und sonstige Sachschäden, allgemeine Haft- 
pflicht und finanzielle Verluste, sofern der Versi- 
cherungsnehmer oder die Unternehmensgruppe, 
zu der der Versicherungsnehmer gehört, zwei der 
folgenden drei Bedingungen erfüllt: 

— Beschäftigtenzahl: 250, 

— Umsatz: 12,8 Mio. ECU, 

— Bilanzsumme: 6,2 Mio. ECU. 

In einer Übergangszeit, die vom Sommer 1990 bis zum 
31. Dezember 1992 dauert, sollen diese Schwellen 
mehr oder weniger verdoppelt werden. Für Spanien, 
Portugal, Griechenland und Irland ist außerdem eine 
viel längere Übergangszeit mit verschiedenen Stufen 
vorgesehen. 

Die Urteile des Gerichtshofs vom 4. Dezember 1986 
bezogen sich nicht auf die Pflichtversicherungen, 
doch werden diese in der Zweiten Richtlinie unter den 
besonderen Bestimmungen des Artikels 8 erfaßt. So 
heißt es in Artikel 8 Absatz 2: „Schreibt ein Mitglied- 
staat eine Versicherungspflicht vor, so genügt der 
Vertrag dieser Verpflichtung nur, wenn er den von 
diesem Mitghedstaat vorgeschriebenen spezifischen 
Bestimmungen für diese Versicherung entspricht." 
Mit dem vorliegenden Richtiinienvorschlag soll die 
obengenannte Bestimmung nicht geändert werden. 

Der Versicherungszweig Nr. 10 — Kraftfahrt-Haft- 
pflichtversicherung — wurde jedoch, abgesehen von 
der Haftpflicht des Frachtführers, aus Titel III der 
Zweiten Richtiinie (besondere Bestimmungen für den 
freien Dienstleistungsverkehr) ausgeklammert. 

Da in Italien Motorboote bezüglich der Pflicht-Haft- 
pflichtversicherung genauso behandelt werden wie 
Kraftfahrzeuge, wurde Zweig 12 (See-, Binnensee- 
und Flußschiffahrtshaftpflicht) hinsichthch itaheni- 
scher Motorbootrisiken ebenfalls aus Titel III der 
Zweiten Richtiinie ausgeklammert. 

Mit der Einbeziehung des Zweigs 10 in die Dienstlei- 
stungsbestimmungen der Zweiten Richtiinie erübrigt 
sich auch der Ausschluß der itaüenischen Motor- 
boote. 

Die Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung, die nach der 
ersten Kraftfahrzeughaftpflichtversicherungs-Richtii- 
nie 72/166/EWG 3) in allen Mitgliedstaaten eine 
Pflichtversicherung ist, wurde deshalb ausgeklam- 
mert, weil in diesem Versicherungszweig spezielle 
Erwägungen einen gesonderten Vorschlag rechtferti- 
gen. 


3) ABI. Nr. L 228 vom 16. August 1973, S. 3. 


Diese Erwägungen betreffen: 

1. das Funktionieren der nationalen Garantiefonds; 

2. das Funktionieren des Systems der Grünen Karte 
und insbesondere des Zusatzabkommens zwischen 
den nationalen Versicherungsbüros; 

3. die Notwendigkeit, die Interessen der Unfallopfer 
in deren Eigenschaft als geschädigter Dritter zu 
schützen. 

Die obigen Punkte werden im vorhegenden Richth- 
nienvorschlag geregelt. In den Erläuterungen zu den 
einzelnen Artikeln werden die jeweihgen Lösungen 
im Detail beschrieben. 

Versicherungszweig Nr. 3, der Verlust oder Beschädi- 
gung von Kraftfahrzeugen und Landfahrzeugen ohne 
eigenen Antrieb deckt, f äUt unter Titel III der Zweiten 
Richtiinie, wird jedoch in der in Artikel 5 der Zweiten 
Richtlmie niedergelegten Definition der Großrisiken 
nicht erwähnt. Mit dem vorhegenden Vorschlag wird 
diesem Mangel abgeholfen. 

Am wichtigsten ist, daß mit dem Vorschlag die Kraft- 
fahrt-Haftpflichtversicherung (Zweig Nr. 10) in Ti- 
tel III der Zweiten Richthnie einbezogen und daß 
gleichzeitig zwischen Großrisiken und Massenrisiken 
in diesem Versicherungszweig unterschieden wird. 

Schheßlich und endlich will die Richthnie in Überein- 
stimmung mit Artikel 100 a (3) des Vertrages ein hö- 
heres Niveau an Verbraucherschutz in der Kraftfahr- 
zeug-Haftpflichtversicherung herstellen. 


II. Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln 
Artikel 1 

Dieser Artikel enthält Begriffsbestimmungen. Die 
Definitionen sind nicht neu, sondern aus der Zweiten 
Richthnie (von 1988) und aus der ersten und zweiten 
Kraftfahrzeughaftpflichtversicherungs-Richthnie (von 
1973 bzw. 1984 übernommen). 


Artikel 2 

Dieser Artikel soll die Möghchkeit geben, Risiken des 
Versicherungszweigs Nr. 10 (Kraftfahrzeug-Haft- 
pflichtversicherung) und des Versichenmgszweigs 
Nr. 3 (Beschädigung oder Verlust von Kraftfahrzeu- 
gen und Landfahrzeugen ohne eigenen Antrieb) als 
Großrisiken gemäß der mit Artikel 5 der Zweiten 
Richthnie in Artikel 5 der Ersten Richthnie eingefüg- 
ten Definition zu behandeln. 

Zu diesem Zweck werden mit Artikel 2 des neuen 
Vorschlags die Versicherungszweige 3 und 10 zu 
Punkt üi Buchstabe d von Artikel 5 der Ersten Richth- 
nie hinzugefügt. 

Die hier niedergelegten quantitativen Kriterien zur 
Abgrenzung von Großrisiken sowie die in Artikel 27 
der Zweiten Richthnie vorgesehenen Übergangsbe- 
stimmungen gelten damit auch für die Versicherungs- 
zweige Nr. 3 und 10. 
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Artikel 3 

Mit Artikel 3 werden der zweite und dritte Gedanken- 
strich im zweiten Unterabsatz von Artikel 12 Abs. 2 
der Zweiten Richthnie gestrichen, womit der Aus- 
schluß der Versicherungszweige Nr. 10 (Kraftfahr- 
zeughaftpfhcht) und Nr. 12 (bezüghch der itaheni- 
schen Motorboote) aus den Dienstleistungs-Bestim- 
mungen von Titel III der Zweiten Richthnie wegfällt. 

Die betreffenden Risiken können somit künftig gemäß 
den einschlägigen Bestimmungen der Zweiten Richt- 
hnie im Wege des Dienstleistungsverkehrs gedeckt 
werden. 


Artikel 4 

Dieser Artikel enthält eine Neufassung von Artikel 22 
Abs. 1 der Zweiten Richthnie, wo es heißt, daß für im 
Wege des Dienstleistungsverkehrs getätigte Ge- 
schäfte Statistiken über die gebuchten Prämienbe- 
träge — ohne Abzug der Rückversicherung — pro 
Mitghedstaat, in dem derartige Dienstleistungen er- 
bracht werden, und pro Versicherungszweig zu füh- 
ren sind. 

Mit dem neuen Text laut Artikel 4 des Vorschlags 
wird ein weiterer Zweig unter der Bezeichnung Kraft- 
fahrzeugversicherung einbezogen, der die Einzel- 
zweige Nr. 3 (Beschädigung oder Verlust von Kraft- 
fahrzeugen), Nr. 7 (Transportgüter) und Nr. 10 (Kraft- 
fahrzeughaftpfhcht) umfaßt. Nr. 3 wird folghch aus 
dem Zweig See-, Transport- und Luftfahrzeugsversi- 
cherung gestrichen. 


Artikels 

Hiermit wird Titel III der Zweiten Richthnie ein neuer 
Artikel 12 a hinzugefügt, in dem es um die besonde- 
ren Probleme bei der Pfhcht-Kraftfahrthaftpfhchtver- 
sicherung geht: 


1. Das Funktionieren des Zusatzabkommens, mit 
dem, auf der Grundlage der Richtlinie 
72/166/EWG, die Kontrollen der Grünen Karte 
abgeschafft wurden 

Das mit diesem Abkommen eingeführte System funk- 
tioniert wie folgt: Sämthche Kraftfahrthaftpfhchtversi- 
cherer der einzelnen Mitghedstaaten gehören dem 
jeweihgen nationalen Versicherungsbüro an und fi- 
nanzieren dieses. Das Büro gibt den anderen teilneh- 
menden Büros die Zusage, daß es für UnfäUe haftet, 
die in den von den anderen Büros gedeckten Gebieten 
durch ein Fahrzeug mit gewöhnhchem Standort in sei- 
nem eigenen Gebiet verursacht werden, und zwar 
unabhängig davon, ob das betreffende Fahrzeug ord- 
nungsgemäß versichert war. Das Büro des Landes, in 
dem sich der UnfaU ereignet hat, kann somit die Opfer 
eines solchen UnfaUs entschädigen in der Gewißheit, 
daß ihm die Ausgaben durch das Büro des Herkunft- 
landes des Fahrzeugs erstattet werden, und die Behör- 


den des Einreiselandes brauchen die Versicherung 
einreisender Fahrzeuge nicht zu kontrolheren. 

Veranschauhchen läßt sich das System am besten mit 
einem vereinfachten Beispiel. Das Büro in Staat A 
übernimmt die Verantwortung für alle Fahrzeuge mit 
normalem Kennzeichen des Staates A. Verursacht ein 
in Staat A zugelassenes Fahrzeug einen Unfall in 
Staat B, dann entschädigt das Büro von Staat B die 
Opfer in der Gewißheit, daß ihm die Ausgaben durch 
das Büro von Staat A erstattet werden. Die Behörden 
von Staat B können das Kennzeichen von Staat A als 
ausreichenden Beweis für eine Versichenmg anse- 
hen. 

Sofern keine Sonderregelungen getroffen würden, 
würde mit dem freien Dienstleistungsverkehr im Be- 
reich der Kraftfahrt-Haftpfhchtversicherung diese Be- 
ziehung zwischen dem Land des Kennzeichens und 
der Mitghedschaft des Versicherers beim Büro dieses 
Landes gelöst. Im oben geschilderten Beispiel könnte 
das Büro des Staates A nicht mehr eine bedingungs- 
lose Garantie für alle Kennzeichen des Staates A ge- 
ben, da es nicht sicher wäre, daß alle Fahrzeuge bei 
einem seiner Mitgheds- Versicherer versichert sind, 
und da keine finanzielle Zusage eines Nichtmitgheds- 
Versicherers vorläge. Ohne die Garantie hätten die 
Büros der anderen Mitghedstaaten Bedenken, Opfer 
zu entschädigen, und die Behörden wären gezwun- 
gen, die Kontrollen der Grünen Karte wieder einzu- 
führen. 

Die Kommission ist, wie sie in ihrem Bericht an das 
Parlament zur Jansen- Petition (Dok. PE 78.221 vom 
7. April 1982)^) feststellt, der Ansicht, daß ein Versi- 
cherer, der im Wege des Dienstleistungsverkehrs die 
Haftpflicht für ein Fahrzeug mit Kennzeichen eines 
Mitghedstaates abdeckt, verpflichtet werden kann, 
dem Versicherungsbüro des betreffenden Staates bei- 
zutreten und sich an dessen Finanzierung zu beteih- 
gen. 

Nach Absatz 2 des neuen Artikels 12 a der Zweiten 
Richthnie hat der Mitghedstaat der Dienstleistung da- 
her von dem „Dienstleistungs" -Unternehmen zu ver- 
langen, daß es Mitghed seines nationalen Versiche- 
rungsbüros wird und sich an dessen Finanzierung be- 
teihgt. 

Natürhch soUten, wie dies der derzeitigen Praxis ent- 
spricht, die Mitghedsb eiträge auf dem Prämienein- 
kommen aus diesem Versicherungszweig in dem be- 
treffenden Staat oder auf der Anzahl der versicherten 
Fahrzeuge basieren. 

Mit der neuen Bestimmung wird klargesteUt, daß son- 
stige Zahlungen oder Beiträge nicht verlangt werden 
können. Eine jährhche Mitghedsgebühr oder ein Min- 
destbeitrag unabhängig vom Volumen der im Mit- 
ghedstaat der Dienstleistung getätigten Geschäfte 
wären ein inakzeptables Hindernis für Unternehmen, 
die nur eine kleine Anzahl von Risiken versichern 
oder nur ein geringes Prämieneinkommen in diesem 
Versicherungszweig erzielen. 


4) Bericht über den freien Dienstleistungsverkehr im Bereich 
der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung. 
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2. Funktionieren der nationalen Garantiefonds 

In dem obengenannten Dokument PE 78.221 hat die 
Kommission erklärt, es sei angemessen, daß ein Mit- 
ghedstaat von einem Versicherer, der im Wege des 
freien Dienstleistungsverkehrs in dem betreffenden 
Mitgliedstaat zugelassene Fahrzeuge versichert, zu 
verlangen, daß er dem dortigen Garantiefonds beitritt 
und sich an dessen Finanzierung beteiligt. 

Nach der Richtlinie 84/5/EWG sind die Mitghed- 
staaten verpflichtet, einen Garantiefonds einzurich- 
ten, um sicherzustellen, daß Unfallopfer auch dann 
eine Entschädigung erhalten, wenn die für den Unfall 
verantwortiiche Partei nicht versichert ist oder nicht 
ermittelt wurde. Finanziert wird der Fonds in allen 
Mitgliedstaaten zumindest teilweise durch eine Um- 
lage auf die Kraftfahrtversicherungsprämien. 

Es erscheint angezeigt, die Verbindung zwischen dem 
Land des amtlichen Kennzeichens und der Mitglied- 
schaft des Versicherers im Garantiefonds des betref- 
fenden Landes beizubehalten, da der Fonds Ausdruck 
der Sohdarität der Kraftfahrer eines Mitghedstaates 
ist. 

In Absatz 2 des mit Artikel 5 des neuen Vorschlags 
eingefügten neuen Artikels 12 a heißt es, der Mit- 
ghedstaat der Dienstleistung habe von dem „Dienst- 
leistungs " -Unternehmen zu verlangen, daß es Mit- 
ghed seines nationalen Garantiefonds wird und sich 
an dessen Finanzierung beteihgt. Auch in diesem 
Falle jedoch hat sich der finanzielle Beitrag auf eine 
Zahlung zu beschränken, die, ebenso wie bei nieder- 
gelassenen Mitgliedern, allein auf der Basis des Prä- 
mieneinkommens aus der Kraftfahrzeughaftpflicht- 
versicherung in dem betreffenden Staat oder auf der 
Basis der hier gedeckten Anzahl von Risiken dieses 
Versicherungszweigs berechnet wird. 


3. Wahrung der Interessen geschädigter Dritter 

Eine Pflichtversicherung ist die Kraftfahrthaftpflicht- 
versicherung deshalb, weil man zum Schutz der Un- 
fallopfer und ihrer Angehörigen sicherstellen will, daß 
diese für ihren Verlust oder ihre Verletzung zumin- 


5 ) ABI. Nr. L 8 vom 11. Januar 1984, S. 17. 


dest eine nach einzelstaatlichem Recht festgesetzte 
Minimaientschädigung erhalten. 

Bei freiem Dienstleistungsverkehr kann sich ein Kraft- 
fahrer für eine Haftpflichtversicherung bei einem im 
Ausland ansässigen Versicherer entscheiden, wenn 
ihm dies günstig erscheint. Das Opfer eines durch die- 
sen Kraftfahrer verursachten Unfalls jedoch hat in die- 
ser Beziehung keine Wahl. 

Für ein Opfer eines Verkehrsunfalls, der in Mitglied- 
staat A durch ein in diesem Mitgliedstaat zugelasse- 
nes Fahrzeug verursacht wurde, ist es nicht ange- 
nehm, wenn der Haftpflichtversicherer weit weg in 
Mitgliedstaat B ist und der Anspruch ihm gegenüber 
dort geltend gemacht werden muß, ohne daß sich das 
Opfer an jemanden an Ort und Stelle wenden könnte. 
(Eine solche Situation tritt nicht ein, wenn das den 
Unfall verursachende Fahrzeug in Mitghedstaat B zu- 
gelassen ist, da dann gemäß den Vereinbarungen 
nach dem System der Grünen Karte das Versiche- 
rungsbüro des Mitgliedstaates A für die Schadensre- 
gelung zuständig ist.) 

Damit geschädigte Dritte nicht ungünstiger gestellt 
sind, wenn sie mit einem „Dienstleistungs"- Versiche- 
rer statt mit einem „niedergelassenen" Versicherer 
arbeiten, kann der Mitgliedstaat der Dienstleistung 
nach dem mit Artikel 5 des neuen Vorschlags in die 
Zweite Richüinie eingefügten neuen Artikel 12 a ver- 
langen, daß ein Unternehmen, das Dienstleistungen 
in diesem Versicherungszweig erbringt, einen für die 
Regelung von Schadensfällen zuständigen Vertreter 
benennt, der in dem betreffenden Staat ansässig oder 
niedergelassen ist und über ausreichende Befugnisse 
verfügt, um für das Unternehmen Dritten gegenüber 
Verbindlichkeiten einzugehen. 

Außerdem heißt es hier, daß der Vertreter, bei dem es 
sich um einen Angestellten des Unternehmens han- 
deln kann, seine Tätigkeit für dieses Unternehmen auf 
die Bearbeitung und Regelung derartiger Schadens- 
fälle zu beschränken hat. 

Der Vertreter stellt laut Artikel 5 keine Niederlassung 
des Versicherungsuntemehmens dar, und seine Be- 
nennung bedeutet nicht die Eröffnung einer Zweig- 
niederlassung oder Agentur des betreffenden Unter- 
nehmens. 
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Richtlinie des Rates zur Änderung der Ersten Richtlinie des Rates 73/239/EWG 
und der Zweiten Richtlinie des Rates 88/357/EWG zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) 
und zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs 
sowie zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG, insbesondere bezüglich der Kraftfahrzeug- 
Haftpflichtversicherung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 57 Abs. 2 und Artikel 66, 

auf Vorschlag der Kommission i), 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla- 
ment 2), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zur Entwicklung des Binnenmarktes im Versiche- 
rungswesen wurde es Versicherungsuntemehmen 
mit Geschäftssitz in der Gemeinschaft durch die 
Zweite Richtiinie des Rates 88/357/EWG vom 22. Juni 
1988 zur Koordinienmg der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften für die Direktversicherung (mit Aus- 
nahme der Lebensversicherung) und zur Erleichte- 
rung der tatsächhchen Ausübung des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs sowie zur Änderung der Richthnie 
73/239/EWG^), nachstehend „Zweite Richthnie“ ge- 
nannt, erleichtert, Dienstleistungen in den Mitglied- 
staaten zu erbringen, womit den Versicherungsneh- 
mern die Möghchkeit gegeben wurde, sich nicht nur 
bei in ihrem eigenen Land niedergelassenen Versi- 
cherern, sondern auch bei solchen zu versichern, die 
ihren Geschäftssitz in der Gemeinschaft haben und in 
anderen Mitghedstaaten niedergelassen sind. 

Aus dem Anwendungsbereich der spezieU den freien 
Dienstleistungsverkehr betreffenden Bestimmungen 
der Zweiten Richtliiüe wurden bestimmte Risiken aus- 
geklammert, bei denen wegen ihrer Beschaffenheit 
und ihrer sozialen Auswirkungen die Anwendung 
dieser Bestimmungen in Anbetracht der von den Be- 
hörden der Mitghedstaaten erlassenen besonderen 
Regeln damals nicht angemessen war; in der Zweiten 
Richthnie wurde vorgesehen, daß diese Ausklamme- 
rungen nach einer gewissen Anwendungszeit über- 
prüft werden sollten. 

Ausgeklammert aus dem Anwendungsbereich war 
unter anderem die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche- 
rung außer der Haftpflicht des Frachtführers. 


1 ) ... 

2 ) ... 

3) ... 

4) ABI. Nr. L 172 vom 4. Juü 1988, S. 1. 


Bei der Verabschiedung der Zweiten Richthnie hat 
sich die Kommission jedoch verpflichtet, dem Rat so- 
bald wie möghch einen Vorschlag zur freien Erbrin- 
gung von Dienstleistungen im Bereich der Haftpflicht- 
versicherung im Zusammenhang mit der Nutzung von 
Kraftfahrzeugen (mit Ausnahme der Haftpflicht des 
Frachtführers) vorzulegen. 

Vorbehaltlich der Bestimmungen der Zweiten Richth- 
nie bezüghch der Pflichtversicherung sohte für diesen 
Versicherungszweig der Kraftfahrzeug-Haftpflicht- 
versichenmg die Möghchkeit der Großrisiken-Be- 
handlung gemäß Artikel 5 der genannten Richthnie 
vorgesehen werden. 

Vorsehen sohte man die Großrisiken-Behandlung 
auch für Versicherungen gegen Beschädigung oder 
Verlust von Land-Kraftfahrzeugen und von Landfahr- 
zeugen ohne eigenen Antrieb. 

Damit das System der Grünen Karte und die Verein- 
barungen zwischen den nationalen Kraftfahrzeug- 
Versicherungsbüros weiter ordnungsgemäß funktio- 
nieren können, sohte von Versicherungsuntemeh- 
men, die das Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungs- 
geschäft in einem Mitghedstaat im Wege des Dienst- 
leistungsverkehrs betreiben, verlangt werden, daß sie 
dem Versichemngsbüro des betreffenden Mitghed- 
staates angeschlossen sind und sich an dessen Finan- 
ziemng beteihgen. 

Ferner sohte von Versichemngsunternehmen, die das 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversichemngsgeschäft in ei- 
nem Mitghedstaat im Wege des Dienstleistungsver- 
kehrs betreiben, verlangt werden, daß sie dem in dem 
betreffenden Mitghedstaat eingerichteten Garantie - 
fonds zur Entschädigung der Opfer von Unfähen, die 
durch nicht versicherte oder nicht ermittelte Fahr- 
zeuge vemrsacht werden, angeschlossen sind und 
sich an dessen Finanziemng beteihgen. 

Damit geschädigten Dritten kein Nachteil und keine 
größeren Unannehmhchkeiten entstehen, wenn der 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherer sein Geschäft im 
Wege des Dienstleistungsverkehrs und nicht im Wege 
einer Niederlassung betreibt, haben die Mitghedstaa- 
ten von Versichemngsunternehmen, die Dienstlei- 
stungen in diesem Versichenmgszweig zu erbringen 
beabsichtigen, zu verlangen, daß sie einen Schadens- 
regelungsvertreter benennen, der für die Bearbeitung 
und Regelung von Ansprüchen Dritter zuständig 
ist — 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Im Sinne dieser Richthnie gelten als 

a) Erste Richtlinie: 

die Richtlinie 73/239/EWG 5); 

b) Zweite Richtlinie: 

die Richtlinie 88/357/EWG; 

c) Fahrzeug: 

ein Fahrzeug gemäß Artikel 1 Abs. 1 der Richtlinie 
72/ 166/EWG 6); 

d) Büro: 

ein nationales Versicherungsbüro gemäß Artikel 1 
Abs. 3 der Richtlinie 72/166/EWG; 

e) Garantiefonds: 

die in Artikel 1 Abs. 4 der Richthnie 84/5/EWG 
genannte Stelle. 

Artikel 2 

ln Artikel 5 (d) der Ersten Richthnie werden in Ab- 
satz 1 von Punkt (üi) die Worte „die unter den Zwei- 
gen 8, 9, 13 und 16 von Buchstabe A des Anhangs 
eingestuften Risiken" durch folgende Formuherung 
ersetzt: 

„Die unter den Zweigen 3, 8, 9, 10, 13 und 16 von 
Buchstabe A des Anhangs eingestuften Risiken. " 


Artikel 3 

In Artikel 12 Abs. 2 der Zweiten Richthnie werden 
der zweite und dritte Gedankenstrich im zweiten Un- 
terabsatz gestrichen. 


Artikel 4 

Artikel 22 Abs. 1 der Zweiten Richthnie wird durch 
folgende Fassung ersetzt: 

„1. Jede Niederlassung muß ihrer Aufsichtsbehörde 
für im Wege des Dienstleistungsverkehrs getä- 
tigte Geschäfte die gebuchten Prämienbeträge 
— ohne Abzug der Rückversicherung — pro Mit- 
ghedstaat und pro Zweig mitteilen. Die Zweige 
sind: 

— UnfaU und Krankheit (1 und 2), 


5) ABI. Nr. L 228 vom 16. August 1973, S. 3. 

6) ABI. Nr. L 103 vom 2. Mai 1972, S. 1. 

ABI. Nr. L 8 vom 11. Januar 1984, S. 17. 


— Kraftfahrzeugversicherung (3, 7 und 10), 

— Feuer und sonstige Sachschäden (8 und 9), 

— See-, Transport- und Luftfahrzeugversiche- 
rung (4, 5, 6, 7, 11 und 12), 

— aUgemeine Haftpflicht (13), 

“ Kredit und Kaution (14 und 15), 

— andere Zweige (16, 17 und 18). 

Die Aufsichtsbehörde jedes Mitghedstaates teilt 
diese Angaben den Aufsichtsbehörden der jewei- 
hgen Mitghedstaaten der Dienstleistung mit. " 


Artikel 5 

In Titel III der Zweiten Richthnie wird der nachste- 
hende Artikel 12 a eingefügt: 

„Artikel 12 a" 

1. Dieser Artikel findet Anwendung in den Fähen, in 
denen ein Unternehmen, über eine Niederlassung 
in einem Mitghedstaat, ein unter Buchstabe A Zif- 
fer 10 des Anhangs zur Ersten Richthnie eingestuf- 
tes Risiko, das in einem anderen Mitghedstaat be- 
legen ist, deckt. 

2. Der Mitghedstaat der Dienstleistung verlangt von 
dem Unternehmen, daß es Mitghed seines nationa- 
len Versicherungsbüros und seines nationalen Ga- 
rantiefonds wird und sich an deren Finanzierung 
beteihgt. 

Von dem Unternehmen dürfen jedoch für im Wege 
des Dienstleistungsverkehrs gedeckte Risiken nur 
solche Zahlungen oder Beiträge an das Büro oder 
den Fonds des Mitghedstaates der Dienstleistung 
verlangt werden, die auf der gleichen Basis wie im 
Fähe von Unternehmen, die Risiken aus Zweig 
Nr. 10 über eine Niederlassung in dem betreffen- 
den Staat decken, bezogen auf sein Prämienein- 
kommen aus diesem Versicherungszweig in dem 
betreffenden Staat oder auf die hier gedeckte An- 
zahl von Risiken dieses Versicherungszweigs, be- 
rechnet werden. 

3. Der Mitghedstaat der Dienstleistung verpflichtet 
das Unternehmen, dafür zu sorgen, daß Personen 
mit Ansprüchen aus Ereignissen in seinem Staats- 
gebiet nicht deswegen in eine weniger günstige 
Situation geraten, weil das Unternehmen ein Risiko 
aus Zweig 10 im Wege des Dienstleistungsver- 
kehrs und nicht über eine Niederlassung in dem 
betreffenden Staat deckt. 

Insbesondere kann der Mitghedstaat der Dienstlei- 
stung von dem Unternehmen verlangen, einen in 
seinem Staatsgebiet ansässigen oder niedergelas- 
senen Vertreter zu benennen, der für die Bearbei- 
tung von SchadensfäUen zuständig ist und über 
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ausreichende Befugnisse verfügt, um für das Un- 
ternehmen Dritten gegenüber Verbindlichkeiten 
einzugehen und es vor den Gerichten des betref- 
fenden Mitgliedstaates zu vertreten. 

Der Vertreter, bei dem es sich um einen Angestell- 
ten des Unternehmens handeln kann, hat seine 
Tätigkeit für dieses Unternehmen auf die Bearbei- 
tung und Regelung derartiger Schadensfälle zu be- 
grenzen. 

Unbeschadet von Artikel 3 bedeutet die Benen- 
nung dieses Vertreters als solche nicht die Eröff- 
nung einer Zweigniederlassung oder Agentur im 
Sinne von Artikel 6 Abs. 2 Buchstabe d der Ersten 
Richtlinie, und der Vertreter stellt keine Niederlas- 
sung im Sinne von Artikel 2 Buchstabe c dieser 
Richtlinie dar," 


Geschehen zu . 


Artikel 6 

Die Mitghedstaaten ändern ihre einzelstaatlichen 
Vorschriften gemäß dieser Richthnie binnen , . . Mo- 
naten nach deren Bekanntgabe ®) und teüen dies un- 
verzüghch der Kommission mit. 

Die gemäß diesem Artikel geänderten Vorschriften 
sind binnen . , , Monaten nach Bekanntgabe dieser 
Richtlinie anzuwenden. 


Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an die Mitghedstaaten gerich- 
tet. 

8) Diese Richtlinie wurde den Mitgliedstaaten am . . . bekannt- 
gegeben. 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Bericht der Abgeordneten Hörster und Stiegler 


1. Der Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Änderung der Ersten Richtlinie 73/239/EWG und 
der Zweiten Richtlinie des Rates 88/357/EWG zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften für die Direktversicherung (mit Aus- 
nahme der Lebensversicherung) und zur Erleichte- 
rung der tatsächlichen Ausübung des freien 
Dienstieistungsverkehrs sowie zur Änderung der 
RichÜinie 73/239/EWG, insbesondere bezüg- 
lich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
(KOM(88) 791 endg. — SYN 179) ist von der Präsi- 
dentin des Deutschen Bundestages mit Schreiben 
vom 10. März 1989 gemäß § 93 der Geschäftsord- 
nung z\ir federführenden Beratung an den Rechts- 
ausschuß und zur Mitberatung an den Finanzaus- 
schuß und den Ausschuß für Wirtschaft überwiesen 
worden (vgl. BT-Drucksache 11/4081 Nr. 2.1). 

Der mitberatende Finanzausschuß hat zu dem 
Richtlinienvorschlag die folgende Stellungnahme 
vom 21. Juni 1989 abgegeben: „Der Finanzaus- 
schuß hat die Vorlage bei Abwesenheit der Frak- 
tion DIE GRÜNEN einstimmig und zustimmend mit 
der Maßgabe zur Kenntnis genommen, daß die vor- 
gesehene Differenzierung zwischen Massen- und 
Großrisiken nicht nur — entsprechend der Auf- 
zeichnung des BMJ vom 3. April 1989 (Az. 9522/1- 
3-1 SH 17 n) — für den Bereich der Kraftfahrzeug- 
Haftpf licht- Versicherung sondern darüber hin- 
ausgehend auch für den Bereich der Kraftfahr- 
zeug-Kasko-Versicherung abzulehnen ist." 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage am 
14. Februar 1990 beraten und einstimmig zur 
Kenntnis genommen. Er hat sich ferner einstimmig 
der Stellungnahme des Bundesrates in seinem Be- 
schluß vom 2. Juni 1989 — BR-Drucksache 71/89 — 
angeschlossen. 

Beim Rechtsausschuß ist der Richtlinienvorschlag 
zunächst vom Unterausschuß Europarecht in des- 
sen Sitzungen vom 7. und 14. Februar 1990 behan- 
delt worden. Der Unterausschuß hat dem Rechts- 
ausschuß die oben wiedergegebene Beschlußemp- 
fehlung vorgeschlagen, die der Rechtsausschuß in 
seiner 69. Sitzung vom 14. Februar 1990 einstim- 
mig bei Enthaltung seitens der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN übernommen hat. 

2. Der RichÜinienvorschlag bezweckt die Herstellung 
der grenzüberschreitenden Dienstleistungsfreiheit 
auch im Bereich der Kraftfahrzeugversicherungen. 
Die Erste und die Zweite RichÜinie des Rates zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften betreffend die Aufnahme und Ausübung 
der Tätigkeit der Direktversichenmg (mit Aus- 
nahme der Lebensversicherung) hatten die Vor- 
aussetzungen dafür geschaffen, daß überall und zu 
im wesenüichen gleichen Bedingungen in den Mit- 
ghedstaaten Versicherungsuntemehmen gegrün- 


det, Agenturen und Zweigniederlassungen errich- 
tet und Versicherungsleistungen im grenzüber- 
schreitenden Dienstleistungsverkehr erbracht wer- 
den konnten. Vom Anwendungsbereich ausge- 
nommen war jedoch wegen der Besonderheiten 
dieses Versicherungszweiges unter anderem die 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung. Der vorlie- 
gende RichÜinienvorschlag will nunmehr die Kraft- 
fahrzeug-Haftpflichtversicherung — und auch die 
Kraftfahrzeug-Kaskoversicherung — in den freien 
Dienstleistungsverkehr einbeziehen. 

Dabei ist von besonderer Bedeutung, daß auch die 
in der Zweiten SchadensversicherungsrichÜinie 
vorgenommene Unterscheidung zwischen indu- 
striellen Großrisiken und sonstigen Massenrisiken 
auf die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
übertragen werden soll (Artikel 2 des Richüinien- 
vorschlags). Als Großrisiko wird nach der Zweiten 
Schadensversicherungsrichtlinie ein Versiche- 
rungsnehmer eingestuft, der zwei der folgenden 
drei Obergrenzen überschreitet: 6,2 MiUionen 
ECU Bilanzsumme; 12,8 MiUionen ECU Nettoum- 
satz; 250 Beschäftigte durchschnitüich im Laufe 
des Wirtschaftsjahres. 

Ferner wird der im Dienstleistungsverkehr tätige 
ausländische Versicherer verpflichtet, sich am na- 
tionalen Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungs- 
Garantiefonds im Mitgliedstaat des zugelassenen 
Fahrzeugs zu beteüigen. Den Mitgliedstaaten soU 
es freistehen, von ausländischen Kraftfahrzeug- 
Versicherern, die im Dienstleistungsverkehr tätig 
werden, die BesteUung von Repräsentanten zur 
Schadensreguherung im Dienstleistungsland ver- 
langen zu können (Artikel 5). 

3. Im Rechtsausschuß und seinem Unterausschuß Eu- 
roparecht ist die von dem RichÜinienvorschlag ver- 
folgte Zielsetzung, den freien Dienstleistungsver- 
kehr auch im Bereich der Kraftfahrzeugschadens - 
Versicherung zu ermöglichen, begrüßt worden. 
Gleichwohl bestand Einmütigkeit darüber, dem 
Vorschlag in der vorhegenden Fassung nicht zuzu- 
stimmen. Auch die mitberatenden Ausschüsse so- 
wie Bundesregienmg und Bundesrat (vgl. insoweit 
BR-Drucksache 71/89 — Beschluß) teüen die Ein- 
schätzung, daß der Vorschlag notwendige Ände- 
rungen erfahren soUte. 

Kritik fanden im Ausschuß insbesondere die Über- 
tragung der Unterscheidung zwischen Groß- und 
Massenrisiken auf die Kraftfahrzeug-Haftpflicht- 
versicherung sowie die zu schwache SteUung des 
für den ausländischen Versicherer zustän^gen 
Repräsentanten für die Schadensreguherung. Inso- 
weit wird auf die Bedenken und Anregungen der 
obigen Beschlußempfehlung verwiesen. 
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Nicht gefolgt ist der Rechtsausschuß der Stellung- 
nahme des mitberatenden Finanzausschusses, 
auch im Bereich der Kraftfahrzeug-Kaskoversiche- 
rung sei die Differenzierung zwischen Groß- und 
Massenrisiken abzulehnen. Der Rechtsausschuß ver- 
trat die Auffassung, daß gegen eine Unterscheidung 


in diesem Bereich keine Bedenken bestünden. Es 
wurde darauf verwiesen, Zweck der Kaskoversiche- 
rung sei die Absicherung eigener Risiken, Rechtsbe- 
ziehungen bestünden ledighch zwischen Versiche- 
rungsnehmer und Versicherer, Schutzinteressen 
Dritter würden demgegenüber nicht berührt. 


Bonn, den 12. März 1990 

Hörster Stiegler 

Berichterstatter 
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